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Die АО über die Planung, Verwendung und Abrechnung 
finanzieller Fonds der sozialistischen Wohnungsbaugenossen­
schaften vom 10. Februar 1983 (GBl. I Nr. 7 S. 79) regelt im 
Unterschied zu früheren Bestimmungen* die einheitliche Pla­
nung und Verwendung aller finanziellen Fonds, einschließlich 
der Zuwendungen aus dem Staatshaushalt, sowie die Ausar­
beitung, Durchführung und Abrechnung der Finanzpläne und 
anderer Pläne in den sozialistischen Wohnungsbaugenossen­
schaften. Deren Finanzplanung erfolgt auf der Grundlage 
staatlicher Plankennziffem. Der Finanzplan wird vom Rat 
des Kreises bestätigt. Die Einnahmen der Genossenschaften 
sind vollständig zu planen und zur Finanzierung ihrer plan­
mäßigen Aufgaben zu verwenden.

Der sozialistische Staat sichert wie bisher die Beibehal­
tung stabiler Mieten. Sind die planmäßigen Aufwendungen 
der sozialistischen Wohnungsbaugenossenschaften für die In­
standhaltung, Instandsetzung und Modernisierung sowie für 
die Bewirtschaftung und Verwaltung des genossenschaftlichen 
Wohnungsbestandes nicht durch eigene Einnahmen und Fonds 
gedeckt, werden Zuwendungen aus dem Staatshaushalt ge­
leistet.

Zur Durchsetzung eines rationellen Einsatzes der mate­
riellen und finanziellen Fonds werden den sozialistischen 
Wohnungsbaugenossenschaften künftig Normative und Richt­
werte für die Bestimmung ihre? Aufwandes vorgegeben. Die 
Einhaltung der Normative und Richtwerte ist bei der Abrech­
nung der Pläne nachzuweisen. Durch die Förderung der 
Initiative der Mitglieder der Genossenschaften sind Reserven 
zur Senkung des gesellschaftlichen Aufwandes wirksam zu 
machen.

Nach der АО über die Planung, Verwendung und Abrech­
nung finanzieller Fonds in den volkseigenen Betrieben der 
Wohnungswirtschaft vom 10. Februar 1983 (GBl. I Nr. 7 S. 82)
sind die VEB Kommunale Wohnungsverwaltung und VEB 
Gebäudewirtschaft verantwortlich für die Planung und Reali­
sierung der ihnen zustehenden Einnahmen wie Mieten und 
Nutzungsentgelte für die Versorgung mit Wärme und Warm­
wasser, der Einnahmen aus Leistungen gegenüber Dritten 
und anderer Einnahmen. Solche Einnahmen sind vollständig 
für die Finanzierung der Aufwendungen zu verwenden. 
Reichen diese Mittel planmäßig nicht aus, werden Zuwen­
dungen aus dem Staatshaushalt geleistet.

Für die Betriebe der Wohnungswirtschaft werden Norma­
tive und Richtwerte für Kostenarten und Leistungsbereiche 
vorgegeben. Diese Normative und Richtwerte sind eine wich­
tige Grundlage für den sozialistischen Wettbewerb, um durch 
Leistungs- und Kostenvergleiche zwischen den Betrieben das 
Leistungs- und Effektivitätsniveau zu erhöhen.

Die Finanzierung der Instandhaltung, Instandsetzung und 
Modernisierung von Wohnungen und anderen Grundmitteln 
erfolgt auf der Grundlage der festgelegten staatlichen Plan­
kennziffern, die durch konkrete Objektlisten oder Hausrepa­
raturpläne zu belegen sind.

Werden von Bürgern und Mietergemeinschaften durch 
unentgeltliche Leistungen bei Baumaßnahmen finanzielle 
Mittel eingespart, können den Mietergemeinschaften bis zu 
50 Prozent der Eigenleistungen zugeführt und die verblei­
benden Mittel zur Finanzierung zusätzlicher Baumaßnahmen 
durch die Mobilisierung materieller Reserven verwendet 
werden.

Aufwendungen für private Grundstücke, die auf Grund 
von Rechtsvorschriften oder zivilrechtlicher Verträge mit 
privaten Grundstückseigentümern von den volkseigenen 
Betrieben der Wohriungswirtschaft verwaltet werden, sind 
ausschließlich aus den Grundstückseinnahmen und aus Kre­
diten zu finanzieren. Mittel aus dem Staatshaushalt werden 
hierfür nicht verwendet.

Zur Verwirklichung der Bestimmungen des § 71 Abs. 2 des 
Vertragsgesetzes vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 14 S. 293)5 
über die Zahlung von Nutzungsentgelt bei Nutzungsverträgen 
über Grundstücke, unbewegliche oder bewegliche Grundmit­
tel oder Teile davon sowie über sonstige Gegenstände erging 
die АО über die Berechnung und Zahlung von Nutzungsent­
gelt für Grundstücke und Grundmittel vom 30. Dezember 19S2 
(GBl. I Nr. 3 S. 25). Damit werden erstmals einheitliche Be­
stimmungen für die Ermittlung des Nutzungsentgelts für 
Grundstücke und Grundmittel erlassen. Die АО gilt für 
Grundstücke und Grundmittel, die sozialistisches Eigentum 
sind. Für das Mieten von Gebäuden und anderen Bauwerken 
privater Eigentümer findet sie keine Anwendung. Soweit 
schon andere Rechtsvorschriften für die Berechnung und 
Zahlung von Nutzungsentgelt existieren (z. B. Preisvorschrif­
ten für die Nützung unbeweglicher und beweglicher Grund­
mittel), gelten diese weiter und sind vorrangig anzuwenden.

Das Nutzungsentgelt ist vom Überlasser des Grundstücks

oder Grundmittels in Höhe der anfallenden Kosten (Erhal­
tungsmaßnahmen, Abschreibungen, Versicherungsbeiträge, 
Energie, Wasser, Abwasser, Heizung, Reinigung, Steuern, 
Abgaben, Gebühren und Verwaltung) zu ermitteln. Der 
Überlasser ist verpflichtet, dem Nutzer auf Verlangen Ein­
sicht in die Unterlagen und Berechnungen zum Nutzungsent­
gelt zu gewähren. Im Nutzungsvertrag sind der Zahlungster­
min und das anzuwendende Zahlungsverfahren zu verein­
baren.

In den Sonderregelungen der АО- ist festgelegt, daß die 
Nutzung oder Mitbenutzung von Grundstücken und Grund­
mitteln staatlicher Organe und Einrichtungen untereinander 
und die Nutzung von Räumen in Grundstücken durch gesell­
schaftliche Organisationen '(BPO, BGL usw.) kostenlos ist.

Die Generaldirektoren der Kombinate sind befugt, bei 
Überlassung und Nutzung im gleichen Kombinat festzulegen, 
daß kein Nutzungsentgelt berechnet wird.

*
Das Seelotswesen der DDr dient der nationalen und inter­
nationalen Seeschiffahrt mit . dem Ziel, die Verkehrssicherheit 
in den Seegewässern der DDR und der Ostsee sowie den 
Häfen und Anlegestellen weiter zu erhöhen. Mit der VO über 
das Seelotswesen der DDR vom 9. Dezember 1982 (GBl. I Nr. 3 
S. 13) sowie den drei Durchführungsbestimmungen dazu wer­
den die Rechte und Pflichten der am Lotsgeschehen Beteilig­
ten weiter entwickelt und den neuen Anforderungen ange- 

, paßt. Das Seelotswesen dient der Verhütung von Seeunfällen 
und dem Schutz der Seegewässer vor Verschmutzungen. Es 
hat u. a. dazu beizutragen, Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
im Seeverkehr zu festigen.

Exakt ausgestaltet wurde die Pflicht zur Inanspruch­
nahme eines Seelotsen (Lotspflicht) in den lotspflichtigen 
Gewässern der DDR -für Fahrzeuge mit einer Bruttotonnage 
von 150 oder mehr. Es ist festgelegt, welche Gewässer lots­
pflichtig sind und in welchen Bereichen ausländische Fahr­
zeuge der Lotspflicht unterliegen. Geregelt wurden auch die 
Verantwortung von Lotsen und Kapitänen sowie ihre Auf­
gaben, die Verantwortung des Seefahrtsamtes als staatliches 
Kontroll- und Aufsichtsorgan und die Verantwortung des 
VEB Bagger-, Bugsier- und Bergungsreederei als Lotsbetrieb. 
Die VO enthält die Voraussetzungen für die Zulassung als 
Seelotse und für den Entzug der Zulassung.

Die zwischen dem Reeder des zu lotsenden Schiffes und 
dem Lotsbetrieb entstehenden Rechtsverhältnisse werden 
erstmals eindeutig als Vertragsverhältnisse ausgestaltet und 
in der 3. DB zur SeelotsVO — Leistungsbedingungen des VEB 
Bagger-, Bugsier- und Bergungsreederei für die Vorbereitung 
und Durchführung von Lotsungen — vom 9. Dezember 1982 
(GBL I Nr. 3 S. 21) konkret bestimmt. Die 3. DB regelt im ein­
zelnen den Lotsvertrag, die Auftragserteilung und -annahme 
und die Rechte und Pflichten der Vertragspartner. Es wird 
festgelegt, daß für alle Rechtsverhältnisse, die mit dem Lots­
vertrag und der Durchführung und Vorbereitung von Lotsun­
gen Zusammenhängen, das Seehandelsschiffahrtsgesetz der 
DDR - SHSG - vom 5. Februar 1976 (GBl. I Nr. 7 S. 109)6 güt, 
wenn in der SeelotsVO und den Durchführungsbestimmungen 
dazu keine speziellen Regelungen enthalten sind.

Festgelegt wird auch, daß die Gerichte der DDR für 
Rechtsstreitigkeiten zuständig sind, soweit nicht die Zustän­
digkeit des Staatlichen Vertragsgerichts gegeben ist. Den Ver­
tragspartnern wird freigestellt, ob sie gemäß § 185 ZPO die 
Zuständigkeit des Kreisgerichts Rostock-Stadt oder die des 
Schiedsgerichts bei der Kammer für Außenhandel der DDR 
vereinbaren.

In der SeelotsVO wird in Übereinstimmung mit den 
grundlegenden wirtschaftsrechtlichen Bestimmungen die 
materielle Verantwortlichkeit für Vertragsverletzungen unter 
Berücksichtigung technisch-technologischer Besonderheiten 
des Lotsprozesses festgelegt.

Der Durchsetzung der Pflichten aus der VO dienen Ord­
nungsstrafen, die gegen solche Lotsen und Kapitäne ausge­
sprochen werden können, die eine Lotsung ohne Zulassung 
vorgenommen, die Lotspflicht verletzt oder Verfügungen und 
Auflagen, die der Direktor des Seefahrtsamts zur Gewährlei­
stung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit im Seelotswesen 
der DDR erteilt hat, nicht befolgt haben.

Mit der VO wurden — ausgehend von den zwischen den 
Lotsverwaltungen der Ostseeanliegerstaaten vereinbarten 
„Regeln für Mindestanforderungen an die Qualifikation und 
Arbeitsbedingungen für Uberseelotsen in der Ostsee“ — weit­
gehend übereinstimmende rechtliche Voraussetzungen für 
Überseelotsen in der Ostsee geschaffen.

*

Mit der АО über die Registrierung von Wasserfahrzeugen auf 
Binnengewässern vom 26. Januar 1983 (GBl. I Nr. 6 S. 66)


